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Der Berufsverband erotische und sexuelle Dienstleistungen ist ein ehrenamtlich geführter Verband von und 

für Sexarbeitende. Zu den Zielen zählen die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen sowie die 

Beseitigung von Missständen in der Sexarbeit. Mit über 1000 Mitgliedern bildet der 2013 gegründete BesD 

e.V. den größten Sexworker Verbund dieser Art in Europa.

Seit Jahren weist unser Verband auf die negativen Folgen eines Sexkaufverbotes / 

Nordischen Modells hin.

Gerade prekär arbeitende oder auf andere Art marginalisierte Sexarbeitende werden unter

erschwerten Bedingungen weiter arbeiten müssen. Die versprochenen 

Ausstiegsprogramme sind reine Lippenbekenntnisse, und werden aufgrund fehlender 

Konzepte und Geldmittel nur sehr begrenzt zustande kommen.

Der Blick nach Frankreich, wo das Nordische Modell 2016 eingeführt wurde, bestätigt dies.

Unzureichende Ausstiegs-Projekte mit nur sehr geringer Nachfrage

Es haben in den ersten 3 Jahren nach der Einführung des Nordischen Modells 

nur 341 Personen effektiv vom Ausstiegsprogramm profitiert, 

dies sind zwischen 0,9% und 1,1%  (Quelle 1)

Zunahme der Prostitution Minderjähriger 

Zitat aus dem Bericht der Arbeitsgruppe des Justizministeriums (Quelle 2), die sich in den 

Jahren 2016 bis 2020 mit Minderjährigen in der Prostitution befasste:
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Minderjährige Opfer von Zuhälterei in Frankreich: 

2016: 116 

2017: 170 

2018: 205 

2019: 206 

2020: 400

Innerhalb von vier Jahren hat sich die die Zahl minderjähriger Opfer von Zuhälterei seit 

Einführung des Nordische Modells mehr als verdreifacht.

Betroffene wenden sich weniger an die Polizei

Eine französische Studie von 2020 (Quelle 3) kam zu dem Schluss, dass nur 

28% der Personen, die mit Beratungsstellen wegen Menschenhandel in Kontakt kamen,

ihre Täter auch strafrechtlich verfolgen ließen.

Das Nordische Modell in Frankreich löst also auch nicht das Problem der geringen 

Strafverfolgung.

70% der Sexarbeiter beobachten entweder keine Verbesserung oder eine

Verschlechterung ihrer Beziehungen zur Polizei (Quelle 4).

Verschlechterung der Arbeits- und Lebendsbedingungen  

Eine französische Studie (Quelle 4) belegt:

88% der Sexarbeiter sind gegen die Kriminalisierung von Kunden.

63% der Sexarbeiter haben eine Verschlechterung ihrer Lebensbedingungen erlebt.

38% der Sexarbeiter finden es immer schwieriger, die Verwendung von Kondomen zu 

fordern.

78% der Sexarbeiter haben einen Einkommensverlust erlitten.

42% der Sexarbeiter sind mehr Gewalt ausgesetzt als vor der Einführung des 

Gesetzes.
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In Deutschland  hat das Arbeitsverbot für Sexarbeitende während der Corona-Pandemie 

einen identischen Effekt wie in Frankreich gezeigt (Quelle 5):

• das Preisniveau sank ab

• vermehrte Anfragen nach Praktiken ohne Kondom

• vermehrte Übergriffe / Zunahme von Gewalt

• Sexarbeitende waren kaum zu erreichen für Hilfsangebote (Quelle 5). 

Unser Verband erwartet vergleichbare Auswirkungen durch die Einführung des 

Sexkaufverbotes/Nordischen Modells.

Bezugnahme direkt auf die Inhalte des CDU/CSU-Antrages

Zahlen zu Menschenhandel und Zwangsprostitution

Der CDU/CSU-Antrag spricht von unkontrollierter Ausbreitung von Menschenhandel und 

Zwangsprostitution durch die legale Sexarbeit. Auch werden weite Teile der Branche der  

organisierten Kriminalität zugeordnet,  infolgedessen die überwiegende Zahl der 

Prostituierten zu ihrer Tätigkeit gezwungen sei.

Für alle diese Behauptungen gibt es keine wissenschaftlichen Nachweise oder sonstige 

Belege.

Das Bundeslagebild 2023 des BKA „Menschenhandel und Ausbeutung“ spricht eine 

andere Sprache: 

„ENTWICKLUNGEN

Anzahl der Verfahren bei sexueller Ausbeutung ist rückläufig,

bei Arbeitsausbeutung hingegen erneut angestiegen.“  (Quelle 6)

Zahlen zu Krankenversicherungsstand

Die Zahl von 50 sozialversicherungspflichtig beschäftigen Sexarbeitenden findet sich im 

Antragstext. Es entsteht der Eindruck, dass nur ein verschwindend geringer Teil der 

Branche krankenversichert ist. Wir wünschen uns, dass Poliker*innen  etwas gründlicher 

hinschauen. In der Sexarbeitsbranche gibt es so gut wie keine Angestelltenverhältnisse. 

Sexarbeitende sind selbstständig und müssen sich wie alle anderen Selbstständigen 

eigenständig versichern.
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In einem Bericht des Familienministeriums über die Auswirkungen des ProstG findet sich 

folgendes zu dem Thema:

„Von den schriftlich befragten Prostituierten 

waren die weitaus meisten (86,9 %) in irgendeiner Form krankenversichert. 

Nur ein kleiner Teil war nicht krankenversichert, dieser Anteil lag aber deutlich höher als in

der Gesamtbevölkerung.“  (Quelle 7)

Verbot von Prostitutionsstätten - Punkt 3 im Antrag

Anders als alle Länder, in denen das Sexkaufverbot eingeführt wurde, verfügt Deutschland

über eine flächendeckendes Netzwerk verschiedener Prostitutionsstätten. Diese sind 

behördlich überprüft und polizeilich bekannt. Sie bieten für viele Sexarbeitende einen 

guten und sicheren Arbeitsplatz. Natürlich gibt es hier noch Verbesserungspotential, doch 

sehen wir uns auf einem guten Weg. 

Diese legalen Arbeitsplätze zu zerschlagen, treibt die Sexarbeitenden ins Unsichere und 

zum Teil auch in die Illegalität.

Ausbau Beratungsstellen und Ausstiegsangebote - Punkt 5 und 6 im Antrag 

Diesen Punkt im dem Maßnahmenkatalog begrüßen wir sehr, denn es handelt sich um 

eine Grundforderung unseres Berufsverbandes.

Ebenso sollten deutschlandweit die Gesundheitsämter auch kostenlose Untersuchungen 

speziell für Sexarbeitende ohne Krankenversicherung anbieten sowie kostenlose 

Behandlungen ermöglichen.

Förderung von Rückkehrprogrammen - Punkt 8 im Antrag

Hier zeigt sich eine ausländerfeindliche Haltung.

Wie beispielsweise die Forschung von Dr. Niina Voulajärvi (Quelle 8) deutlich macht, 

schädigt ein Sexkaufverbot Migrant*innen übermäßig. Der Antrag läßt vermuten, dass die 

CDU/CSU Betroffenen von Menschenhandel nicht konkret helfen, sondern lediglich in 

andere Länder abschieben will.
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UNSERE HANDLUNGSVORSCHLÄGE:

Wir als Berufsverband für alle in der Sexarbeit tätigen Menschen in Deutschland fordern 

keine Kriminalisierung der Sexarbeit, sondern:

• flächendeckende Versorgung mit akzeptierenden Beratungsstellen für 

Sexarbeitende sowie langfristige Finanzierung für diese

• deutschlandweit kostenlose Untersuchungsmöglichkeiten und Behandlungen in den

Gesundheitsämtern auch für Menschen ohne Krankenversicherung

• den Aufbau eines niedrigschwelligen Ausbildungs- und Fortbildungssystem für 

Sexarbeitende – berufsbegleitend und freiwillig

• Bildung von länderspezifischen Community-Gruppen für migrantische 

Sexarbeitende

• ein Bleiberecht für Betroffene von Menschenhandel

• Abschaffung der Sperrbezirke

• die Aufnahme von Sexarbeit ins Allgemeine Gleichbehandlungs-Gesetz

________________________________________________________________________
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